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Sondernummer . 79

der Ständeverſammlung im Jahr 1905 .

Wahlgangs nach Gemeinden ꝛe. Noch: Tabelle 4.

mit benachbarten Gemeinden zu einem Wahlbezirk vereinigt wurden, ſind ebenſo wie die (in kleiner Schrift gedruckten) zugehörigen
mit eigener polizeilicher Verwaltung ſind durch einen vorgeſetzten * kenntlich gemacht.
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(Fortſetzung des Textes von Seite 51. )

Durch das Geſetz vom 21 . Dezember 1869 , die Anderung einiger Beſtimmungen der Verfaſſungs —

urkunde betr . , fiel die an die Wahlberechtigung und Wählbarkeit geknüpfte Bedingung des Beſitzes

des Gemeindebürgerrechts und wurde allen Staatsbürgern , die das 25 . Lebensjahr zurückgelegt und

im Wahlbezirk ihren Wohnſitz hatten — vorbehaltlich der beſonderen geſetzlichen Ausnahmen ( Ent⸗

mündigung , Konkurs , ſtrafgerichtliches Urteil , Armenunterſtützung im letztvorausgegangenen Jahr ) . —

die Stimmfähigkeit und Wählbarkeit bei den Wahlmäunerwahlen verliehen . Nur die in § 35 der

Verfaſſungsurkunde hinſichtlich der Mitglieder der erſten Kammer und der bei der Wahl der

Grundherren ſtimmfähigen und wählbaren Perſonen gemachte Ausnahme blieb beſtehen .

Damit war unter der Regierung Großherzogs Friedrich das allgemeine und gleiche

Wahlrecht aller Staatsbürger erreicht . Das letztgenannte Geſetz brachte u. a. den beiden Kammern

noch das wichtige Recht der Initiative bei der Geſetzgebung .

Eine weitere Verfaſſungsänderung wurde im Jahr 1870 durch das Geſetz vom 16 . April

bezüglich der Mandatsdauer und Erneuerung der Abgeordneten zur zweiten Kammer bewirkt . Die

Verfaſſungsurkunde von 1818 ſetzte die Dauer der Mandate der Abgeordneten der Städte und

Amter auf acht Jahre und Viertelserneuerung nach je 2 Jahren , ferner das Auflagengeſetz ( Finanz⸗

geſetz ) auf 2 Jahre und die Einberufung der Ständeverſammlung alle 2 Jahre feſt . Dieſe Be —

ſtimmung blieb — mit Ausnahme einer kurzen Unterbrechung durch das im Jahr 1831 wieder

aufgehobene Geſetz vom 21 . April 1825 , wonach die Geſamterneuerung der Kammer alle 6 Jahre ,

das Auflagengeſetz auf 3 Jahre und die Einberufung der Ständeverſammlung alle 3 Jahre erfolgen

mußte — bis 1870 in Geltung . Das Geſetz vom Jahr 1870 ſetzte nun die Mandatsdauer der Ab⸗

geordneten auf 4 Jahre feſt, mit hälftiger Erneuerung alle 2 Jahre . (Jortſetzung des Textes auf Seite 82. )
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